Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/673 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 8. Juni 1966 

I A/6 — 37238 — 2514/66 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung 
des Soldatenversorgungsgesetzes (SVG) 

mit Begründung und Kostendarstellung (Anlage 1) mit der Bitte, 
die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Verteidigung. 

Der Bundesrat hat in seiner 294. Sitzung am 13. Mai 1966 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Ge- 
setzentwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu neh- 
men. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung 
bedarf. Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine 
Einwendungen erhoben. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Druck; Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 1 


Viertes Gesetz 

zur Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
s('n: 

Artikel I 

Das Soldatenversorgungsgesetz vom 26. Juli 1957 | 
in der Fassung vom B. August 1964 (Bundesgesetz- j 
blatt I S. 649), zuletzt geändert durch das Haushalts- ; 
sicherimgsgesctz vom 20. Dezember 1965 (Bundes- | 
gesetzbl. 1 S. 2065), wird wie folgt geändert: | 

I 

§ 63 erhält folgende Fassung: | 

.§ 63 

(1) Ein Soldat, der 

1. als Angehöriger des fliegenden Personals j 

von Strahl! lugzeugen während des Flug- ! 
dienstes, i 

I 

2. als Angehöriger dos bc'sonders gefährde- 
ten sonstigen fliegenden Personals wäh- 
rend des Flugdienstes, 

3. als Angehöriger des springenden Perso- 
nals der Luftlandetruppen während des 
Sprungdienstes, 

4. im Bergrettungsdienst während des Ein- : 

Satzes und der Ausbildung, i 

5. als Kampfschwimmer oder Minentaucher ' 

während des Kampfschwimmer- oder Mi- j 
ncntaucherdicnstes, I 

6. als Minendemonteur während des dienst- j 
liehen Einsatzes an Minen unter Wasser, | 

7. als Angehöriger des Versuchs])ersonals | 
während der dienstlichen Erprobung von 
Minen und ähnlichen Kampfmitteln, 

8. als y\ngehörigcr des besonders gefähr- 
deten Munitionsuntersuchungspersonals 
während des dienstlichen Umgangs mit 
Munition oder 

9. im besonders gefährlichen Einsatz mit 
taiichfähigcn Landfahrzeugen oder 
schwimmfähigen gepanzerten Landfahr- 
zeugen 

einen Unfall erleidet, erhält neben einer Versor- 
gung nach diesem! Gesetz bei Beendigung des Dienst- 
verhältnisses eine einmalige Unfallentschädigung, 
wenn er infolge des Unfalls in seiner Erwerbsfähig- 
keit in diesem Zeitpunkt um mehr als neunzig vom 
Hundert beeinträchtigt ist, es sei denn, daß der Un- 
fall offensichtlich nicht auf die eigentümlichen Ver- 
hältnisse des Dienstes nach den Nummern 1 bis 9 
zurückzuführen ist. ' 


(2) Ist ein Soldat an den Folgen eines Unfalls 
der in Absatz 1 bczcichncten Art verstorben, so er- 
halten eine einmalige Unfallentschädigung 

1. die Witwe sowie die nach diesem Gesetz 
versorgungsberechtigten ehelichen Kinder, 
für ehelich erklärten oder an Kindes Statt 
angenommenen Kinder und Kinder aus 
nichtigen Ehen, die die rechtliche Stellung 
eines ehelichen Kindes haben, 

2. die Eltern sowie die nicht nach diesem 
Gesetz versorgungsberechtigten ehelichen 
Kinder, für ehelich erklärten oder an Kin- 
des Statt angenommenen Kinder und Kin- 
der aus nichtigen Ehen, die die rechtliche 
Stellung eine ehelichen Kindes haben, 
wenn Hinterbliebene der in Nummer 1 be- 
zei ebneten Art nicht vorhanden sind, 

3. die Großeltern und Enkel, wenn Hinter- 
bliebene der in den Nummern 1 und 2 be- 
zeichneten Art nicht vorhanden sind. 

(3) Die einmalige Unfallentschädigung beträgt 

1. achtzigtausend Deutsche Mark im Falle 
des Absatzes 1 Nr. 1, 

2. vierzigtausend Deutsche Mark im Falle 
des Absatzes 1 Nr. 2 bis 9, 

3. insgesamt vierzigtausend Deutsche Mark 
im Falle des Absatzes 2 Nr. 1 in Verbin- 
dung mit Absatz 1 Nr. 1, 

4. insgesamt zwanzigtausend Deutsche Mark 
im Falle des Absatzes 2 Nr. 1 in Verbin- 
dung mit Absatz 1 Nr. 2 bis 9, 

5. insgesamt zwanzigtaiisend Deutsche Mark 
im Falle des Absatzes 2 Nr. 2 in Verbin- 
dung mit Absatz 1 Nr. 1, 

6. insgesamt zehntausend Deutsche Mark im 
Falle des Absatzes 2 Nr. 2 in Verbindung 
mit Absatz 1 Nr. 2 bis 9, 

7. insgesamt zehntausend Deutsche Mark im 
Falle des Absatzes 2 Nr. 3 in Verbindung 
mit Absatz 1 Nr. 1, 

8. insgesamt fünftausend Deutsche Mark im 
Falle des Absatzes 2 Nr. 3 in Verbindung 
mit Absatz 1 Nr. 2 bis 9. 

Sie wird nicht gewährt, wenn der Verletzte den Un- 
fall vorsätzlich herbeigeführt hat. 

(4) Der Bundesminister der Verteidigung be- 
stimmt im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
des Innern durch Rechtsverordnung, die nicht der 
Zustimmung des Buridesrates bedarf, die Gruppen 
von Soldaten, die zu dem Personenkreis des Ab- 
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Satzes 1 gehören, und die Verrichtungen, die Dienst 
im Sinne des Absatzes 1 sind. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten entsprechend für 
andere Angehörige des öffentlichen Dienstes im Be- 
reich der Bundeswehr, zu deren Dienstobliegenhei- 
ten Tätigkeiten der in Absatz 1 bezeichneten Art ge- 
hören. 

(6) § 46 gilt entsprechend." 


Artikel II 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. April 
1966 in Kraft. 
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Begründung 


Die seit Verkündung des Gesetzes gemachten Er- 
fahrungen haben gezeigt, daß die Gefährdung der 
Besatzungen von Strahlflugzeugen ungleich höher 
einzuschätzen ist als diejenige der im übrigen nach 
§ 63 geschützten Soldaten. Deshalb sollen die Be- 
satzungen von Strahlflugzeugen in Zukunft als ein- 
zige Personengruppe dem nach § 63 Abs. 1 Nr. 1 
geschützten Personenkreis zugeordnet und für sie 
— entsprechend dem Zweck des Gesetzes — die ein- 
malige Unfallentschädigung verdoppelt werden. 

In der neu eingefügten Nummer 2 des § 63 Abs. 1 
wird das übrige — bereits von der geltenden Fas- 
sung erfaßte — besonders gefährdete fliegende 
Personal im gleichen Umfang wie bisher in dem 
Schutz des § 63 belassen. 


Die Streichung des Relativsatzes und die Anfügung 
eines neuen Halbsatzes in § 63 Abs. 1 bezwecken, 
durch Umkehrung der objektiven Beweislast die 
Grundvoraussetzungen des § 63 auch dann zu be- 
jahen, wenn — insbesondere bei abgestürzten Flug- 
zeugbesatzungen — die exakte Feststellung der 
Todesursache unmöglich ist. Da eine nicht auf die 
Eigentümlichkeiten des Dienstes zurückzuführende 
Todesursache (z. B. natürlicher Tod) wegen des Al- 
ters und des für die Ausübung des Dienstes gefor- 
derten Gesundheitszustandes der betroffenen Sol- 
daten kaum in Betracht kommt, kann sich aus der 
Änderung keine ungerechtfertigte Ausdehnung des 
geschützten Personenkreises ergeben. 


Kostendarstellung 


Im Jahre 1965 sind auf Grund des § 63 Ansprüche 
in einer Gesamthöhe von rund vierhunderttausend 
Deutsche Mark entstanden. Durch die Novellierung 
werden diese Sätze für die Soldaten in Absatz 1 
Nr. 1 verdoppelt. Der zu berücksichtigende Perso- 
nenkreis bleibt im übrigen (Absatz 1 Nr. 2 bis 9) der 
gleiche; die Sätze für diesen Personenkreis werden 
nicht verändert. 

Aus der Verdoppelung der Sätze für die Soldaten 
nach Absatz 1 Nr. 1 läßt sich für die Zukunft schät- 
zungsweise ein jährlicher Kostenbetrag von einer 
Million Deutsche Mark, mithin ein Mehr gegen frü- 
her von sechshunderttausend Deutsche Mark errech- 
nen. 
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Anlage 2 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 13. Mai 1966 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Auf das Schreiben vom 21. April 1966 — I A/6-37238-2514/66 — ■ 
beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 294. Sit- 
zung am 13. Mai 1966 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grund- 
gesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung 
des Soldatenversorgungsgesetzes 

wie folgt Stellung zu nehmen: 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen:". 


Begründung 

Durch die Vorlage soll das Soldatenversorgungsgesetz förm- 
lich geändert werden. Da dieses Gesetz mit Zustimmung des 
Bundesrates verabschiedet worden ist (s. BR-Drucksache 283/57 
[Beschluß]), ist nach der ständigen Rechtsauffassung des Bun- 
desrates auch für das Anderungsgesetz die Zustimmung des 
Bundesrates erforderlich. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 


Dr. h. c. Altmeier 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Die Bundesregierung vertritt in ständiger Praxis die 
Auffassung, daß die Änderung eines Zustimmungs- 
gesetzes nur dann der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf, wenn durch das Änderungsgesetz Vorschrif- 
ten geändert werden, die die Zustimmungsbedürf- 
tigkeit des ursprünglichen Gesetzes begründet 
haben. Diese Voraussetzungen liegen hier nicht vor. 
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